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Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) 
- Besonderer Teil Entsorgung - 

(BT-E) 
 
Inhaltsgleich vereinbart zwischen der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberver-
bände (VKA) sowie den Gewerkschaften ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft (ver.di) und dbb beamtenbund und tarifunion.  
 
Die Fassung gibt den Stand vom 1. September 2020 wieder. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) 
Leipziger Straße 51 
10117 Berlin 
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§ 40 
Geltungsbereich 

 
(1) 1Dieser Tarifvertrag gilt für Beschäftigte der Entsorgungsbetriebe, unabhängig 

von deren Rechtsform. 2Er bildet im Zusammenhang mit dem Allgemeinen Teil 
des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD) den Tarifvertrag für die 
Sparte Entsorgung.  

 
(2) Soweit in den nachfolgenden Bestimmungen auf die §§ 1 bis 39 verwiesen wird, 

handelt es sich um die Regelungen des TVöD - Allgemeiner Teil -. 
 
 

§ 41 
Tägliche Rahmenzeit 

 
Die tägliche Rahmenzeit kann auf bis zu zwölf Stunden in der Zeitspanne von 6 bis 22 
Uhr vereinbart werden. 
 

 
§ 42 

Öffnungsregelung zu § 14 TzBfG 
 
(1) Die kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertrages ohne Vorliegen eines 

sachlichen Grundes ist nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 bis zur Dauer von vier 
Jahren zulässig; bis zu dieser Gesamtdauer ist auch die höchstens dreimalige 
Verlängerung eines kalendermäßig befristeten Arbeitsvertrages möglich. 

 
(2) Die Befristung nach Absatz 1 über die Dauer von zwei Jahren hinaus bedarf der 

vorherigen Zustimmung des Personalrats/Betriebsrats. 
 
(3) Die Befristung nach Absatz 1 über die Dauer von zwei Jahren hinaus ist 

unzulässig, wenn mit dem Abschluss des Arbeitsvertrages mehr als 40 v.H. der 
bei dem Arbeitgeber begründeten Arbeitsverhältnisse ohne Vorliegen eines 
sachlichen Grundes abgeschlossen wären. 

 
(4) 1Soweit von der Befristung nach Absatz 1 über die Dauer von zwei Jahren hinaus 

Gebrauch gemacht wird, ist die Beschäftigung von 
Leiharbeitnehmerinnen/Leiharbeitnehmern nicht zulässig. 2In begründeten 
Einzelfällen kann mit Zustimmung des Personalrats/Betriebsrats von Satz 1 
abgewichen werden. 

 
(5) Beschäftigte, mit denen eine Befristung nach Absatz 1 über die Dauer von zwei 

Jahren hinaus vereinbart ist, sind nach Ablauf der vereinbarten Zeit in ein 
Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Dauer zu übernehmen, sofern im Falle des 
Ausscheidens dieser Beschäftigten für den betreffenden Funktionsbereich ein 
befristetes Arbeitsverhältnis mit anderen Beschäftigten begründet würde. 

 
(6) Beim Abschluss von nach Absatz 1 befristeten Arbeitsverträgen über die Dauer 

von zwei Jahren hinaus sind Auszubildende, die bei demselben Arbeitgeber 
ausgebildet worden sind, nach erfolgreich abgeschlossener Abschlussprüfung 
bei gleicher Eignung und Befähigung vorrangig zu berücksichtigen. 
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§ 43 
Betrieblicher Gesundheits- und Arbeitsschutz 

 
(1) Arbeiten in der Abfall- und Entsorgungswirtschaft verpflichten Arbeitgeber und 

Beschäftigte in besonders hohem Maße zur Einhaltung aller einschlägigen Ar-
beitsschutz- und Sicherheitsvorschriften. 

 
(2) Es sind ein sicherheitsgerechter Arbeitsplatz und eine Arbeitsumgebung zur Ver-

fügung zu stellen, die eine Gefährdung nach Möglichkeit ausschließen, wobei 
gesicherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse über menschengerechte Ar-
beitsplatzgestaltung berücksichtigt werden.  

 
(3) 1Neben den allgemeinen Bestimmungen der gesetzlichen Unfallversicherungs-

träger, den Rechten und Pflichten, die sich aus dem Betriebsverfassungsgesetz 
und den Personalvertretungsgesetzen sowie dem Arbeitssicherheitsgesetz erge-
ben, hat der Arbeitgeber dafür Sorge zu tragen, dass 
1. die Beschäftigten mindestens im Turnus von einem Jahr über die zu beach-

tenden Gesetze, Verordnungen und Unfallverhütungsvorschriften unterrich-
tet werden sowie bei Einführung neuer Arbeitsverfahren und neuer Arbeits-
stoffe bzw. vor der Arbeitsaufnahme an einem neuen Arbeitsplatz. 2Bei Be-
darf sind Unterweisungen öfter durchzuführen. 3Beschäftigte, die der deut-
schen Sprache nicht ausreichend mächtig sind, müssen in einer ihnen ver-
ständlichen Sprache unterwiesen werden. 4Dieses kann auch in schriftlicher 
Form in der jeweiligen Landessprache erfolgen,  

2. die für die Beschäftigten und die Ausführung der Arbeiten erforderlichen 
Schutzausrüstungen, Werkzeuge, Maschinen und Fahrzeuge im betriebs-
sicheren Zustand zur Verfügung gestellt werden, 

3. Arbeits- und Schutzkleidung den Witterungsbedingungen entsprechend zur 
Verfügung gestellt, gereinigt und instand gesetzt wird. 

 
(4) 1Die Beschäftigten sind verpflichtet, die sicherheitstechnischen Vorschriften und 

die turnusmäßigen betrieblichen Belehrungen zu beachten. 2Sie sind ferner dazu 
verpflichtet, die ihnen vom Betrieb gestellten Schutzausrüstungen, Werkzeuge, 
Maschinen und Fahrzeuge zur Herstellung der Arbeitssicherheit zu verwenden 
und sich vor dem Einsatz von dem ordnungsgemäßen Zustand zu überzeugen. 
3Weitergehende Arbeitsschutzvorschriften der jeweiligen Arbeitgeber sind vor-
rangig einzuhalten. 
 

(5) Beschäftigte, die sich über die Arbeitssicherheit zur Ausführung eines bestimm-
ten Auftrages nicht ausreichend belehrt fühlen, haben das Recht und die Pflicht, 
dies dem betrieblich Verantwortlichen vor der Arbeitsaufnahme zu melden. 
 

(6) In den Betriebsstätten und festen Baustellen haben die allgemeinen und für die 
jeweilige Arbeit speziellen Unfallverhütungsvorschriften der gesetzlichen Unfall-
versicherungsträger den Beschäftigten während der Arbeitszeit zugänglich zu 
sein. 

 
(7) Näheres soll durch Betriebs-/Dienstvereinbarung zum betrieblichen Arbeits- und 

Gesundheitsschutz geregelt werden. 
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§ 44 
Erfolgsbeteiligung 

 
1Die Beschäftigten können an einem auf ihrer Mehrleistung beruhenden Betriebser-
gebnis im Abrechnungszeitraum beteiligt werden. 2Qualität und Menge der erbrachten 
Mehrleistung sind nachzuweisen. 3Die Kriterien für diese Erfolgsbeteiligung und das 
Verfahren werden in einem betrieblich zu vereinbarenden System festgelegt. 4Die Er-
folgsbeteiligung ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 
 
 

§ 45 
Qualifizierung 

 
(1) 1Ein hohes Qualifikationsniveau und lebenslanges Lernen liegen im gemeinsa-

men Interesse von Beschäftigten und Arbeitgebern. 2Qualifizierung dient der 
Steigerung von Effektivität und Effizienz des Betriebes, der Nachwuchsförderung 
und der Steigerung von beschäftigungsbezogenen Kompetenzen. 3Die Tarifver-
tragsparteien verstehen Qualifizierung auch als Teil der Personalentwicklung. 

 
(2) 1Vor diesem Hintergrund stellt Qualifizierung nach diesem Tarifvertrag ein Ange-

bot dar, aus dem für die Beschäftigten kein individueller Anspruch außer nach 
Absatz 4 abgeleitet werden kann. 2Das Angebot kann durch freiwillige Betriebs-
vereinbarung/Dienstvereinbarung wahrgenommen und näher ausgestaltet wer-
den. 3Weitergehende Mitbestimmungsrechte werden dadurch nicht berührt. 

 
(3) 1Qualifizierungsmaßnahmen sind 

a) die Fortentwicklung der fachlichen, methodischen und sozialen Kompeten-
zen für die übertragenen Tätigkeiten (Erhaltungsqualifizierung), 

b) der Erwerb zusätzlicher Qualifikationen (Fort- und Weiterbildung), 
c) die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung (Qualifizierung für eine andere 

Tätigkeit; Umschulung), 
d) die Einarbeitung bei längerer Abwesenheit (Wiedereinstiegsqualifizierung). 

 
2Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme wird dokumentiert und den 
Beschäftigten schriftlich bestätigt. 

 
(4) 1Beschäftigte haben - auch in den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 Buchst. d - An-

spruch auf ein regelmäßiges Gespräch mit der jeweiligen Führungskraft, in dem 
festgestellt wird, ob und welcher Qualifizierungsbedarf besteht. 2Dieses Ge-
spräch kann auch als Gruppengespräch geführt werden. 3Wird nichts anderes 
geregelt, ist das Gespräch jährlich zu führen. 

 
(5) 1Die Kosten einer vom Arbeitgeber veranlassten Qualifizierungsmaßnahme - ein-

schließlich Reisekosten - werden, soweit sie nicht von Dritten übernommen wer-
den, grundsätzlich vom Arbeitgeber getragen. 2Ein möglicher Eigenbeitrag und 
eventuelle Rückzahlungspflichten bei vorzeitigem Ausscheiden werden in einer 
Qualifizierungsvereinbarung geregelt. 3Die Betriebsparteien sind gehalten, die 
Grundsätze einer fairen Kostenverteilung unter Berücksichtigung des betriebli-
chen und individuellen Nutzens zu regeln. 4Ein Eigenbeitrag der/des Beschäftig-
ten kann in Geld und/oder Zeit erfolgen. 
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(6) 1Zeiten von vereinbarten Qualifizierungsmaßnahmen gelten als Arbeitszeit. 2Ab-
satz 5 Sätze 2 bis 4 bleiben unberührt. 

 
(7) Gesetzliche Förderungsmöglichkeiten können in die Qualifizierungsplanung ein-

bezogen werden. 
 
(8) Für Beschäftigte mit individuellen Arbeitszeiten sollen Qualifizierungsmaßnah-

men so angeboten werden, dass ihnen eine gleichberechtigte Teilnahme ermög-
licht werden kann. 

 
 

§ 46 
Reise- und Umzugskosten 

 
(1) 1Die Erstattung von Reise- und Umzugskosten richtet sich nach den beim Ar-

beitgeber geltenden Grundsätzen. 2Für Arbeitgeber, die dem öffentlichen Haus-
haltsrecht unterliegen, finden, wenn diese nicht nach eigenen Grundsätzen ver-
fahren, die für Beamtinnen und Beamten geltenden Bestimmungen Anwen-
dung. 

 
(2)  1Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme am auswär-

tigen Geschäftsort als Arbeitszeit. 2Für jeden Tag einschließlich der Reisetage 
wird jedoch mindestens die auf ihn entfallende regelmäßige, durchschnittliche 
oder dienstplanmäßige Arbeitszeit berücksichtigt, wenn diese bei Nichtberück-
sichtigung der Reisezeit nicht erreicht würde. 3Überschreiten nicht anrechenbare 
Reisezeiten insgesamt 15 Stunden im Monat, so werden auf Antrag 25 v.H. die-
ser überschreitenden Zeiten bei fester Arbeitszeit als Freizeitausgleich gewährt 
und bei gleitender Arbeitszeit im Rahmen der jeweils geltenden Vorschriften auf 
die Arbeitszeit angerechnet. 4Der besonderen Situation von Teilzeitbeschäftigten 
ist Rechnung zu tragen. 5Soweit Einrichtungen in privater Rechtsform oder an-
dere Arbeitgeber nach eigenen, für die Beschäftigten günstigeren Grundsätzen 
oder Abmachungen verfahren, sind diese abweichend von den Sätzen 1 bis 4 
maßgebend. 

 
 

§ 47 
In-Kraft-Treten, Laufzeit 

 
1Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Oktober 2005 in Kraft. 2Er kann mit einer Frist von drei 
Monaten zum Schluss eines Kalenderhalbjahres schriftlich gekündigt werden. 
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